
70 VI. Maß- und Gewichtswesen.

VI. Maß- und Gewichtswesen.
Über bie Sefdjaffenljett ber SSagert unb ©erotrhte, bereit $orr)anbertfein

in bert apotljefenräumlicfjfeiten erforberitdt) ift, ergibt ftdt) att3 bert jurjeit gelteitben
reidE)ggefe|lid)en33efiimmimgert folgenbeg:

Beschaffenheit der Wagen und Gewichte in den Apotheken.
Maß- und Gewichtsordnungvom 17. August 1868 (B.G.B1. S. 473); Gesetze betr.

die Abänderung der Maß- und (iewichtsordnung vom 11. Juli 1884 (R.G.B1. S. 115)
unc 20. April 1893 (R.G.B1. S. 151); Bk. der Normaleichungskommissionbetr. die in
den Apotheken zulässigen Wagen vom 24. Oktober 1882 (R.Z.B1. S. 418); Eich¬
ordnung für das Deutsche Reich vom 27. Dezember 1884 (R.G.B1. 1885 S. 14); Bk.
des Reichskanzlers betr. die zulässigen Fehlergrenzen der im Verkehr befindlichen
Wagen und Gewichte vom 27. Juli 1885 (R.G. BL 8. 263).

1. In den Offizinen (Arzneiverkaufslokalen) der Apotheken dürfen nur
Wagen, welche mit dem Präzisionsstempel versehen sind, vorhanden
sein und gebraucht werden. In allen übrigen Geschäftsräumen der Apo¬
theken sind neben den Präzisionswagen solche Handelswagen zulässig,
bei welchen die größte einseitige Tragfähigkeit oder größte zulässige Last
nicht weniger als ein Kilogramm beträgt 1).

2. An den Hebelarmen gleicharmiger Wagen dürfen sich keinerlei
Ausgleichungsmittel befinden, durch welche die Wage in unbelastetem
Zustand zum Einspielen gebracht werden kann. Daher sind Sattelvor¬
richtungen an den Tarir- und Handwagen für Rezeptur und Handver¬
kauf verboten. Jede Wage muß die deutliche und untrennbare Angabo
der größten Last, zu deren Abwägung sie bestimmt und ausreichend ist,
enthalten.

3. Bei Präzisions wagen dürfen die Gewichtszulagen, welche zur Aus¬
gleichung vorgefundener Abweichungen von der Richtigkeit genügen
sollen, oder welche bei unmerklich scheinenden Abweichungen von der
Richtigkeit das wirkliche Vorhandensein hinreichender Richtigkeit durch
die Hervorbringung eines noch genügend deutlichen Anschlages erweisen
sollen, höchstens betragen:

4,0 Milligramm für je 1 Gramm (1/250) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe 20 Gramm und weniger beträgt.

2,0 Milligramm für je 1 Gramm (1/500) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 20 Gramm, aber nicht mehr als 200 Gramm
beträgt.

1,0 Milligramm für je 1 Gramm (1/1000) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr als 2 Kilo¬
gramm beträgt.

x) Obige SBefnmmungert toerben etgänjt bind) folgenbe älnorbmmgen ber pieit«
&ifrhen StyotJ)efenbetrie63oxbnung » om i,s. gebruot 1902 (f. Seil XIV):

§ 4. Der Rezeptiertisch soll . . . mindestens mit einer {einen Tarierwage bis zu
1000 g Tragkraft, vier Handwagen, deren kleinste 5 g Tragfähigkeit hat, sowie den
zugehörigen Gewichten von 200 g abwärts ausgestattet sein.

§ 24. Sämtliche Wagen in der Offizin wie in den Nebenräumen von 1 kg Trag¬
fähigkeit abwärts müssen ebenso wie sämtliche Gewichte von 500 g abwärts präzisiert
sein und den Bestimmungen der Eichordnung für das Deutsche Reich vom 27. De¬
zember 1884, der Bekanntmachung vom 27. Juli 1885 (R.G.B1. 1885, S. 14 und 263)
und der Bekanntmachung über die Prüfung der Wagen und Gewichte in den Apotheken
vom 10. Juli 1895 entsprechen.
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0,4 Gramm für je, ein Kilogramm (1/2500) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 2 Kilogramm, aber nicht mehr als 5 Kilo¬
gramm beträgt.

0,2 Gramm für je ein Kilogramm (1/5000) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 5 Kilogramm beträgt.

4. Alle Gewichte, welche auf den Präzisionswagen der Apotheken
in Anwendung kommen, müssen als Präzisionsgewichte geeicht sein
und den Anforderungen der §§ 42—45 der Eichordnung vom 27. Dezember
1884 entsprechen. Die einzelnen Gewichtsstücke sind in hölzernen Kästchen
oder Einsätzen aufzubewahren, in welchen jedes seinen bestimmten Platz hat.

5. Bei Präzisionsgewichten 1) darf die Abweichung vom Soll¬
gewicht höchstens betragen:

bei einer Gewichtsgröße von
50 kg
20 -
10 -
5 -
2 -
1 -

500 g
200 -
100 -
50 -
20 -
10 ■

5 g 5 g
4 2 -
2,5 1 -
1.250 - 500 mg
0.000 - 200 -
0,400 - 100 -
250 mg 50 -
100 - 20 -
60 - 10 -
50 - 5 -
30 - 2 -
20 - 1 -

12 mg

4
•2
2
2
1
1
1
0,5
0,4
0,2

$te itbermndnmg ber in ben 2Ipotf)efen tun'ljmtbenen Saugen unb ®e=
luicbte Bat in ^reufeen eine befonbere Regelung burd) nadjftebenbe SDftntfterial«
uerorbnungen erfahren.

Prüfung der Wagen und Gewichte in den Apotheken.
Min.-Erl. vom 10. Juli 1895.

In betreff der Nachprüfung der Wagen und Gewichte der Apotheker
bestimmen wir im Einverständnis mit der Kaiserlichen Normaleichungs¬
kommission folgendes:

1. Die Apothekenvorstände haben sämtliche in der Apotheke und den
übrigen Geschäftsräumen in Gebrauch befindlichen Wagen und Gewichte
alle zwei Jahre dem nächstgelegenen Königlichen Kichungsamte zur
Prüfung vorzulegen.

2. Der Nachweis der erfolgten Vorlegung wird gefuhrt durch die
darüber von dem Eichamte auszustellende Bescheinigung. Damit die
Frist von zwei Jahren möglichst nahe innegehalten wird, soll die Vorlegung
alle zwei Jahre stets in demselben Halbjahre stattfinden, in welchem die
erste Vorlegung stattgefunden hat. Die Einsendung der Wagen und Ge¬
wichte hat derartig rechtzeitig zu erfolgen, daß das Eichamt mindestens
einen Monat zur Erledigung Zeit hat.

!) Tic fjotm bet «ßrästfionSgetüidjtefoH fein:
für bte ©emi(f|t8ftüde oott 50 kg big 1 g abwärts ber g^mber,

5 deg,
2
1

5 cg, 5 mg ba% ©cd)3ecf,
2 „ 2 „ bct§ Siexed,
1 „ 1 „ ba§ S)reiect.

CS«H

©infafcgeroidjte finb als $rajifionSa,etoid)te unjulfifftg.
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Zum Nachweise der Zugehörigkeit der in der Apotheke und den übrigen
Geschäftsräumen vorhandenen Wagen und Gewichte zu den darüber aus¬
gestellten eicharntlichen Bescheinigungen genügt es, wenn Art und Stück¬
zahl der ersteren mit Art und Stückzahl der durch letztere als geprüft
nachgewiesenen Gegenstände übereinstimmt.

3. Die königlichen Eichämter haben die ihnen alle zwei Jahre in dem¬
selben Halbjahr vorzulegenden Wagen und Gewichte der Apotheken, nach
erfolgter Prüfung oder Berichtigung und Neueichung binnen spätestens
einem Monat zurückzugeben und darüber Befund- bzw. Eichscheine
auszustellen.

4. Die königlichen Eichämter haben an den in Ziffer 1 genannten
Wagen und Gewichten außer den durch die Kiehungsinstruktion vorge¬
schriebenen Berichtigungen bereits gesternpelter Wagen und Gewichte
folgende Berichtigungen auszuführen.

a. die im Zusatz 47 zur vorgenannten Instruktion (Mitteilungen der
Kaiserlichen Normaleichungskommission S. 126) behandelte Be¬
richtigung zu leichter Gewichte aus Messing, Bronze und dgl.
von 20 g und darüber. Falls die hierzu erforderliche Einrichtung
nicht vorhanden ist, sehe ich, der Minister für Handel und Ge¬
werbe, ei nein entsprechenden schleunigen Antrage entgegen;

b. die Berichtigung anderer als gleicharmiger Balkenwagen, soweit sie
durch Tarierung der Schalen (Brücken) oder des Balkens (Gegen-
gewichtshebels) tunlich ist. Die Berichtigungsgebühren sind die¬
selben, wie sie in der Eichgebührentaxe für die Berichtigung neuer
Wagen vorgeschrieben sind.

5. Falls sich herausstellt, daß sich eine unrichtig befundene Wage
zwar nicht durch Tarierung, aber noch auf andere Weise, insbesondere durch
Nachschleifen oder Ersetzen einzelner oder aller Schneiden berichtigen läßt,
hat das Königliche Kichamt diese Berichtigung durch einen sachkundigen
Gewerbetreibenden unter Überwachung der Angemessenheit der Berichti¬
gungskosten 1) baldigst herbeizuführen und die Wage dann von neuem zu
eichen. Für die erste Prüfung solcher Wagen sind ebensowenig Gebühren
zu erheben, wie für die erste Prüfung neuer Gegenstände, bei welcher sich
die Notwendigkeit eichamtlicher Berichtigung ergibt.

6. Die Berichtigung der Präzisionswagen ist nicht nur dann
aus- bzw. herbeizuführen, wenn die äußersten Grenzen der im öffentlichen
Verkehr noch zu duldenden Abweichungen der Wagen von der absoluten
Richtigkeit (Bekanntmachung vom 27. Juli 1885, R.G.B1. S. 263) über¬
schritten sind, sondern auch schon dann, wenn die Unrichtigkeit der Wage
nach Aufbringung des zehnten Teiles der größton zulässigen Last das
Doppelte der für diese Belastung vorgeschriebenen Eichfehlergrenze (§ 62
der Eichordnung) überschreitet.

7. Bei Rückgabe unrichtiger und nicht mehr berichtigungs¬
fähiger Wagen und Gewichte der Apotheker sind die der Eichungs¬
instruktion entsprechenden Rückgabescheine auszustellen. Außerdom sind,
ohne Erhebung von Gebühren, auch Rückgabescheine über diejenigen
Wagen oder Gewichte auszustellen, welche nicht wegen Unrichtigkeit, son¬
dern aus anderen Gründen unzulässig befunden worden sind.

8. Die Apothekenvorstände sind verpflichtet, alle notwendigen Be¬
richtigungsarbeiten ausführen zu lassen und deren Kosten zu tragen.

*) ®urd) SRinifteriaHM. bom 1. Dftober 1897 imtrbe Beifügt, bog tue Sßagett fortan
erft nad) 8$etftänbigung mit bett SBefifcera ;,uv föepaxatvx toeitetgegejjen Wetben (ollen.
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Eines Antragss auf Ausführung der notwendigen Berichtigungen beim Eich¬
amte bedarf es nicht.

Mit kassiertem Stempel zurückgegebene Wagen oder Gewichte dürfen
in die Apotheke und die übrigen Geschäftsräume überhaupt nicht mehr
zurückgebracht werden, sondern sind sofort durch neue, vorschrifts¬
mäßig geeichte zu ersetzen 1).

9. Dem Apothekenvorstand ist es unbenommen, nach erfolgter eich¬
amtlicher Nachprüfung seiner im Gebrauch befindlichen Wagen oder Ge¬
wichte zu deren Vermehrung neue Wagen und Gewichte anzuschaffen.
Die Neuheit dieser Gegenstände ist indessen durch Vorlegung der Rech¬
nung nachzuweisen.

10. Die unter Ziffer 2 genannten eichamtlichen Bescheinigungc n
bestehen aus den in Ziffer 3 und 7 genannten Eich-, Befund- und Rück¬
gabescheinen, Der Apothekenvorstand hat diese Bescheinigungen dem mit
der Revision der Apotheke betrauten Beamten zur Prüfung ihres
Datums und zur Vergleichung der in ihnen aufgeführten Wagen und Ge¬
wichte mit den vorrätigen vorzulegen. Die vorhandenen alten Wagen und
Gewichte müssen mit den in den Eich- und Befundscheinen nachgewiesenen
übereinstimmen. An Stelle tb'f durch Rückgabescheine als ferner unbrauch¬
bar nachgewiesenen Wagen oder Gewichte müssen neue vorhanden sein,
und zwar darf der über die Beschaffung beigebrachte Nachweis kein späteres
Datum aufweisen, als 6 Wochen nach dem Datum des Rückgabescheines.
Etwa seit der letzten Nachprüfung beschaffte neue Wagen oder Gewichte
sind besonders vorzulegen nebst der in Ziffer 0 erwähnten Rechnung, welche
ein späteres 1>atum als das der vorerwähnten eichamtlichen Bescheinigungen
tragen muß.

11. Eine anderweite polizeiliche oder medizinalpolizeiliche
Überwachung der Wagen und Gewichte in den Apotheken und
deren Nebenräumen findet fernerhin nicht mehr statt 2).

Berlin, den 10. Juli 1895.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Der Minister der geistliehen usw. Angelegenheiten.

!) Sie Sßerroenbung borfdjriftgtotbnger äBagen unb ©eroiäjte wirb getnäfj
§ 369, 2 Str.O.SB. beftraft (f. S. 111).

2) Siefe Stnorbnuttg tnurbe in einet sroeiten SBerfügung berfelben äKinifret üou
gleichem ®otutn (10. Qfuli 1896) uoefi beJonberS roiebetbolt. m toat biet gefagt:

Die Bevollmächtigten für die amtliche Besichtigung der Apotheken sind darauf
hinzuweisen, daß die im 5 l l der Anweisung der amtlichen Besichtigung der Apotheken
usw. vom l(i. Dezember 1893 vorgeschriebene Prüfung der Wagen und Gewichte in
Zukunft nicht mehr stattfindet, und statt dessen nur eine Prüfung der eichamtlichen
Bescheinigungen gemäß Ziffer 10 der Bekanntmachung vom heutigen Tage vorzu¬
nehmen ist. [eh, der .Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten, halte es dabei
für erstrebenswert, dal.! diejenigen Wagebalken und (iewichte, welche für den Gebrauch
in der Apotheke nicht wieder hergestellt «erden können, aus dem Verkehr gezogen
und vernichtet werden: dies darf jedoch nur mit Zustimmung des Apothekenvor¬
standes welche in der Besichtigungsverhandlung zu erklären ist, geschehen.

Die ieöt gültige Stnmeifung für bie amtlicfie ©eftebtigung bet SlpottjeFert com
IN. gebruar 1902 (f. Seil XVIII) befttmmt bementfptec&enb in ben SS l-l unb 15 nur
folgenbeä:

Der bevollmächtigte Medizinalbeamte prüft die Beschemigungen über die Richtig¬
keit der Wagen und Gewichte.

Der Apothekenvorstand hat die eichamtlichen Beschemigungen über die Nach-
prüfung der Wagen und Gewichte auf Erfordern vorzulegen.

©tetetuf bot firl) olfo bie Sätigfeit bet ^potbefentebifoten binfidjtttdj bet SESagen
unb ©ewidbte :,u be)d)ränfen.



74 VI. Maß- und Gewichtswesen.

Mln.-Erl. vom 25. Juni 1896.

In der Bekanntmachung über die Prüfung der Wagen und Gewichte
in den Apotheken vom 10. Juli 1895 ist die alle zwei Jahre zu wieder¬
holende Vorlegung sämtlicher in der Apotheke und in den übrigen Ge¬
schäftsräumen befindlichen Wagen und Gewichte zur Nacheichung an das
nächstgelegene Königliche Eichungsamt vorgesehen. Zur Erleichterung der
den Apothekenvorständen hieraus erwachsenden Mühe und Kosten wird
gestattet, daß die Handelswagen und Handelsgewichte dem näohst-
gelegenen Gemeindeeichungsamt zur Nacheichung vorgelegt worden
können. Auch ist es zulässig, daß diese Nacheichung in den Räumen
derApotheken selbst durch den Eichmeister des betreffenden Eichamts
stattfindet, wofür jedoch außer der Eichgebühr die Diäten und Reisekosten,
sowie die Kosten des Transports der zur Ausführung der Nacheichung er¬
forderlichen Hilfsmittel gemäß Ziffer 4 der allgemeinen Bestimmungen der
Eichgebührentaxe vom 28. Dezember 1885 zu zahlen sind. Im übrigen
gelten die in der angezogenen Bekanntmachung vom 10. Juli 1895 er¬
lassenen Bestimmungen.

Bei der Versendung von Wagen zur Nacheichung dürfen in keinem
Fall solche Teile zurückgehalten werden, welche Pfannen enthalten.
Es sind also die Schalen, Gehänge und die Ständer, sofern sie Pfannen
tragen, mitzusenden. Dagegen sind Stative, welche zum Aufhängen von
Wagen dienen, deren Haiken in einer Schere spielt, nicht mit vorzulegen,
ebensowenig Gegenstände, wie Etuis, Pinzetten usw.

Berlin, den 25. Juni 1896.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.
^m Slnfcftlufj an biefe SSerorömmgen erging noch ber folgenbe

Min.-Erl., betr. die Normalgewichte in den Apotheken. Vom 28. Dezember 1897.

Es ist der Wunsch ausgedrückt worden, daß es gestattet werden möge,
die sogenannten Normalsätze der Apotheker, die bisher zur Nach¬
prüfung der Präzisionsgewichte bei den Apothekenrevisionen dienten, weiter¬
hin als Präzisionsgewichte in den Offizinen zu verwenden, nachdem sie
durch die vorgeschriebene zweijährige Wiederholung der Eichung der Prä-
zisionsgewichte entbehrlich und überflüssig geworden sind 1 ). Da es sich
um eine Verwendung der Gewichte handelt, welche deren Eichung als Prä-
zisionsgewichte voraussetzt, so wird diesem Wunsche nur insoweit nach¬
gegeben werden können, als die Reichsgesetzgebung seiner Gewährung nicht
entgegensteht. Es werden also alle diejenigen Normalgewichte anstandslos
auch als Präzisionsgewichte in den Offizinen benutzt werden können, die
einen der hierzu erforderlichen Eichungsstempel (Präzisions- oder Gold-
münzstempel) tragen; auch können alle derartigen Normalgewichte, die in
bezug auf Material, Gestalt und sonstige Beschaffenheit den geltenden Vor-

x) £nerju hatte fcbon bie (^rucite) ajliniftetiolBerfügung öom 10. 3fuH lHi).r> folgenbeS
beftimmt:

Der im § 24 Abs. 2 der Vorschriften über Einrichtung und Betrieb der Apotheken
usw. vom 16. Dezember 1893 vorgeschrieben« Satz Normalgewichte ist in Zukunft
nicht mehr erforderlich.

3)ic jctjt (luftige 9löotf)efenbctrieb3orbuung öom 18. gebraut 1902 (f. Seit XIV)
eviudfmt einen fotchen 9?ormctIgetöicht3fctj3 bcihct übetbauöt nicht mefci.
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Schriften entsprechen, der Eichung und Nacheichung als Präzisionsgewichte
unterzogen und dadurch in den Offizinen verwendbar gemacht werden.

Da nach vorstehendem nur ein sehr geringer Prozentsatz der Gewichte
als nicht eichungs- oder nacheichungsfähig auszuscheiden sein dürfte, so
erscheint es nicht angezeigt, ihretwegen Ausnahmen von den geltenden
Vorschriften zuzulassen.

Berlin, den 28. Dezember 1897.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

SMJjrenb nactj borfieljertbert SBeftimmungen bte in beit 2l&otf)e!en bor«
hnnbenen Sßagen unb ©eloidjte ben $rä3ificm§ftempel tragen muffen, ift für bie
int Saboratorium gebrauchten djemifd^anattjtifdjen Scefjgeräte eine Gidjijftidit

en. G§ ergingen hierüber folgenbe Verfügungen:nicrjt üorgefdfrieben.

Eichung chemischer Meßgeräte.
Min.-Erl. vom 2. Januar 1897.

Im Einvernehmen mit der Kaiser!. Normaleichungskommission ist dem
Kgl. Eichungsamte in Köln 1) die Befugnis erteilt worden, chemische Meß¬
geräte, d. h. Geräte, wie sie bei chemischen Analysen in Fabriken, Berg¬
werks- und Hüttenbetrieben, Apotheken usw. zur Ausführung chemischer
Untersuchungen dienen, zu eichen. Die Eichung geschieht auf Grund einer
von der Normaleichungskommission ausgearbeiteten Instruktion genau
nach den bei dieser Kommission üblichen Methoden und unter deren un¬
mittelbarer Aufsicht.

Welchen Anforderungen die zur Eichung zuzulassenden Geräte hin¬
sichtlich der äußeren Beschaffenheit, Einteilung und Genauigkeit zu ge¬
nügen haben, ist aus der Bekanntmachung vom 26. Juli 1893 des Näheren
zu ersehen. Auch ist das Kgl. Eichungsamt in Köln angewiesen worden,
allen aus dem Publikum über diese Anforderungen etwa gestellten An¬
fragen, ebenso solchen über Bezugsquellen, Prüfungsgebühren usf. mög¬
lichst eingehende Beantwortung zuteil werden zu lassen. Hierauf werden
insbesondere die Besitzer von Apotheken hingewiesen, deren Geräte stets
diejenige Einrichtung und Genauigkeit aufweisen müssen, welche zu ord¬
nungsmäßig auszuführenden chemischen Analysen erforderlich sind.

Berlin, den 2. Januar 1897.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Min.-Erl. vom 12. März 1897.

Auf den Bericht vom 25. Januar d. J. erwidern wir, daß der Erlaß
vom 2. Januar d. J. mit der Bekanntmachung von demselben Tage füglich
nicht hat beabsichtigen können, den Eichzwang auf Gegenstände auszu¬
dehnen, die ihm gesetzlich nicht unterliegen. Der Erlaß bezweckt nur,
den Besitzern von Apotheken und chemischen Fabriken, überhaupt allen
beteiligten Kreisen davon Kenntnis zu geben, wo sie chemische Meßgeräte

1 ) Saut i^t. ber 3iürmatetd)ung3foiiuni|iumBorn 26. Koucmber 1896 finb ferner
;,ur CSidiung djemtfrhet aJcefsgeräte ermächtigt: baö grofjheraogud) fäc&fifche ©ia>
nint in Qlmenau unb ba<3 fjeraogltrf) feiebfifche ßichamt in <M)Iberg.



76 VII. BranntweinBteuergesetzgebung.

prüfen lassen können, weil sie ein Interesse daran haben, zur Ausführung
chemischer Analysen zuverlässige Meßgeräte zu besitzen.

Berlin, den 12. März 1897.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

$>ett pteufcifcfcen Styotfoelern tft atfo anheimgeftellt, ob fte ihre analbti|(i)en
äJlefjgetäte eid)eu laffen wollen ober nicht. 'Sie ©ruttbfätc, und) betten bie Sidgung
erfolgt, finb enthalten in beit S3ciauutiuart)ungen ber ftatfertichen 9tormaM5id)ung3=
fommtffion bom 26. 3uK 1893, 8. 2tfml 1896, 2. frtli 1897 unb 9. 3uli 1903.

VII. Die Branntweinsteuergesetzgebung.
Sie Sranutrüeinfteuergefcügcbuugfjat für ben eigentlid)eu 9tyotbefen=

betrieb gegenwärtig nur rtodE) geringe Sßebeutung. SSährenb ttrfprünglid) für
bie SSerinenbung oon unbenatitrierteiu SBtcmntrtiettt ju §eüjh)eaen allgemein
Steuerfreiheit gewährt luurbe, ift biefe Scrgünftiguug im Saufe ber $abre (gdjritt
für «Schritt mehr eingefdjrciuft luorben, fo baf; tefet jut Bereitung branntioeui
faltiger Heilmittel fteuerfreier SBranntroein felbft nad) üoraugegaugener Sie*
naturierung nid)t metjr berroenbet roerben barf. SFhtr jur Sarftellung einjemer
beftimmter djetuifdHH'jariuaseutifcher Präparate unb anbetet Heilmittel, welche
SBrannttoeüi nicht inetjr enthalten, ift bie SBenujjimg fteuerfveien ^rauutmein«
in unoollftänbig beuaturiertent Huftonbe pgelaffen.

Xie 3ftedbt§lctge grtinbet fiel) auf baä ^vanntiueiufteucrgefet} in ber bittet)
ba§ @efeh oom 7. ^u'li 1902 feftgcftellteu Raffung unb bie baju com iöuubegtat
erlaffenen S8tannth)einfteuet«9tu8fttt)tung§beftimmungen infonbetbett bie ©rannt«
meinfteuer*53efreiung§orbnung.

Gesetz betr. die Besteuerung «!<»*» Itramitwciiis.
Vom 24. Juni 1887. In der Fassung der Gesetze vom 16. .Juni 1895, 4. April 1898

und 7. Juli 1902. (R.G.B1. 1895 S. 276, 1898 S. 159 und 1902 S. 243.)

§ 1. Der im Gebiete der Branntweinsteuergemeinschaft hergestellte
Branntwein unterliegt vom 1. Oktober 1887 ab einer Verbrauchsabgabe
und zu diesem Zweck der' steuerlichen Kontrolle.

Die Verbrauchsabgabe beträgt, von einer nach Maßgabe des folgenden
Absatzes festzusetzenden Jahresmenge (Gesaratkontingent) 0,50 Mark für
das Liter reinen Alkohols, von der darüber hinaus hergestellten Menge
0,70 Mark für das Liter reinen Alkohols 1) . . .

Von der Verbrauchsabgabe befreit und bei Peststellung der nach dem
Vorstehenden maßgebenden Jahresmenge außer Ansatz bleibt:

1. Branntwein, welcher ausgeführt wird;
2. Branntwein, welcher zu gewerblichen Zwecken, zur Essigberei¬

tung oder zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Beleuchtungszwecken
verwendet wird, nach näherer Bestimmung des Bundesrats. Die

!) Tic S)efroubotton ber SJerbxaudjSabgabe, roojti und) bie Sßettuenbiuia,
fteuetfreien SStcmnttoetn? ju anbeten als bett gematteten ^meden gehört, wirb nad)
§ 21 bcö ©efefcel mit einet Welbftvafc befttaft, roclcrje beut üicvfadjcn betrage ber
üorentbaltencn Slbgabe gteiajfommt. 8 utt, tbet^anbluttgen gegen bie fonftigen auf
©tunb be8 ©efefcei ergangenen ©etroaftungäöotfdjttftenwetoen nad) § 26 mit einet
Qtbnungsftrafc W8 p 300 2Jcarf geatjnbct.
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